
Mündliche Anfrage mit Antwort vom 11.11.2010 
 
des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf die Frage 21 der Abg. Dr. Gabriele 
Andretta, Daniela Behrens, Wolfgang Jüttner, Dr. Silke Lesemann, Matthias Möhle, 
Jutta Rübke und Wolfgang Wulf (SPD)  
 
Für doppelte Abiturjahrgänge nur halbe Chancen auf einen Medizinstu-
dienplatz?  
 
Um den Abiturienten der doppelten Abiturjahrgänge gleiche Zugangschancen 
auch für Medizinstudienplätze zu sichern, hat die Kultusministerkonferenz am 
27. Mai 2010 beschlossen, Verhandlungen mit dem Bund über die Auflage ei-
nes gemeinsamen Sonderprogramms zum befristeten Ausbau der Aufnahme-
kapazitäten in der Humanmedizin in den Jahren 2011 bis 2016 aufzunehmen. 
Das Sonderprogramm soll hälftig vom Bund und den sich beteiligenden Ländern 
finanziert werden. Die Entscheidung über die Teilnahme an dem Sonderpro-
gramm ist den Ländern freigestellt. Während Bayern, Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen bereits signalisiert haben, Verantwortung für die doppelten 
Abiturjahrgänge zu übernehmen, und den Anteil der Medizinstudienplätze erhö-
hen wollen, hat sich Wissenschaftsministerin Wanka bereits vor Beginn der 
Verhandlungen gegen die Teilnahme Niedersachsens an diesem Sonderpro-
gramm ausgesprochen.  
 
Nachweislich des Stenografischen Berichts über die 85. Plenarsitzung am 7. 
Oktober 2010 begründet Ministerin Wanka die Ablehnung mit noch freien Medi-
zinstudienplätzen in den neuen Bundesländern, sodass es keinen Bedarf an 
zusätzlichen Studienplätzen gebe. Als weiteres Argument führt sie an, dass ei-
ne Kapazitätserhöhung auch gar nicht möglich sei, „weil die Zahl der Patienten 
der begrenzende Faktor ist und wir diese nicht erhöhen können.“ Die Medizini-
sche Fakultät an der Universität Göttingen erklärt sich dagegen bereit, die Zahl 
der Medizinstudienplätze im Wintersemester 2011/2012 aufzustocken, und setzt 
sich dafür ein, dass Studierende den praktischen Teil ihrer Ausbildung teilweise 
auch an anderen Krankenhäusern absolvieren können. So könnte die Zahl der 
Studienplätze von jetzt 140 Studienanfängern auf 210 steigen. Der Dekan der 
Fakultät begründet die Initiative zum Ausbau der Kapazität mit der Sorge: 
„Wenn wir nichts unternehmen, wird der Numerus clausus durch die Decke 
schießen, und es werden nur noch Bewerber mit einem Durchschnitt von 1,0 
einen Platz erhalten“ (siehe Bericht in der HAZ vom 8. Oktober 2010).  
 
Wir fragen die Landesregierung:  
 

1. Wie viele Studienplätze in Humanmedizin an welchen medizinischen Fa-
kultäten in den neuen Bundesländern konnten in den vergangenen Se-
mestern mangels Nachfrage nicht besetzt werden?  

 
2. Wie hoch sind der derzeitige Numerus clausus und die Zahl der Bewer-

ber auf einen Studienplatz in Humanmedizin bundesweit und in Nieder-
sachsen?  

 
3. Wie bewertet die Landesregierung den Vorstoß des Dekans der Medizi-

nischen Fakultät an der Universität Göttingen? Teilt sie dessen Sorge, 



dass sich die Zugangschancen auf einen Medizinstudienplatz durch die 
doppelten Abiturjahrgänge und die Aussetzung des Wehrdienstes deut-
lich verschlechtern werden?  

 
Antwort: 
 
Die beteiligten Abgeordneten berufen sich in ihrer Anfrage auf einen Artikel in der 
Hannoverschen Allgemeinen Zeitung vom 8. Oktober 2010, der auch in verschiede-
nen anderen Medien erschienen ist. Danach sei die Universitätsmedizin Göttingen 
(UMG) bereit, die Zahl der Studienanfänger von 140 auf 210 pro Semester zu erhö-
hen. Der Vorstand für Forschung und Lehre und zugleich Dekan der UMG, Professor 
Dr. Frömmel, ist allerdings in dem Bericht missverständlich zitiert worden. Tatsäch-
lich stellt sich die Lage wie folgt dar:  
 
In Göttingen gibt es seit vielen Jahren sogenannte Teilstudienplätze, welche die 
Möglichkeit beinhalten, die ersten vier Semester des Medizinstudiums zu absolvie-
ren. Dabei handelt es sich um den vorklinischen Teil des Studiums, der mit dem Phy-
sikum abschließt. Die Universität Göttingen wurde vor vielen Jahren von der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit zu diesem Vorgehen verpflichtet, da die vorklinische Kapazität 
deutlich größer ist als die klinische Kapazität. Bemühungen, vorklinische Kapazität 
abzubauen, wurden von den Verwaltungsgerichten nicht akzeptiert. In der Vergan-
genheit gelang es relativ problemlos, von einem Teilstudienplatz auf einen Vollstu-
dienplatz in ein klinisches Semester überzuwechseln, um das Studium abzuschlie-
ßen. Oftmals war dies allerdings auch schon bisher mit einem Wechsel des Studien-
ortes verbunden. Einige Universitäten, wie auch die Medizinische Hochschule Han-
nover (MHH), bieten inzwischen anders strukturierte unterschiedliche Modellstudien-
gänge ohne diese strikte Aufteilung in Vorklinik und Klinik an. In einen derartigen 
Studiengang zu wechseln, ist kaum möglich; insofern ist das bundesweite Angebot 
an geeigneten Vollstudienplätzen deutlich verringert worden.  
 
Um die bisherigen Teilstudienplätze möglicherweise in Vollstudienplätze umzuwan-
deln, werden in Göttingen intensive Anstrengungen unternommen, die erforderliche 
klinische Ausbildungskapazität zu gewinnen. Weil dafür, wie zutreffend festgestellt, 
die Zahl geeigneter Patienten an der UMG begrenzt ist, kann dies nur durch Koope-
rationen mit leistungsfähigen nicht universitären Klinikträgern realisiert werden. Um 
dies über den Status von Modellversuchen hinaus zu realisieren, sind allerdings noch 
erhebliche Vorarbeiten erforderlich. Wenn es gelingt, die etwa 75 Teilstudienplätze 
pro Semester schnellstmöglich in Vollzeitstudienplätze umzuwandeln, würde dies zur 
Folge haben, dass die bereits bestehende Anfängerkapazität von ca. 210 Plätzen pro 
Semester auch zu einer entsprechenden Kapazität im klinischen Abschnitt des Stu-
diums und damit zu höheren Absolventenzahlen führt.  
 
Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens der Landesregierung wie folgt be-
antwortet:  
 
Zu 1:  
In den vergangenen Semestern konnten in den neuen Bundesländern nach Ab-
schluss des Nachrückverfahrens vereinzelt noch freie Studienplätze im Losverfahren 
der Hochschulen vergeben werden, da sich nicht alle Zugelassenen auch einge-
schrieben hatten. Im Wintersemester (WS) 2007/08 waren dies jeweils 3 Studienplät-
ze an der Universität Halle und an der Universität Magdeburg; im WS 2008/09 18 



Studienplätze an der Universität Halle; im WS 2009/10 7 Studienplätze an der Uni-
versität Halle und 3 Studienplätze an der Universität Jena und im WS 2010/11 6 Stu-
dienplätze an der Universität.  
 
Zu 2:  
Mit „Numerus clausus“ wird die Tatsache bezeichnet, dass für einen Studiengang 
Zulassungsbeschränkungen bestehen. Die Auswahlgrenzen im Studiengang Hu-
manmedizin lagen zum Wintersemester 2010/11 in der Abiturbestenquote (20 % der 
Studienplätze) bei einer Durchschnittsnote von 1,0 bis 1,2, um für einen Studienplatz 
ausgewählt werden zu können. In der Wartezeitquote (ebenfalls 20 % der Studien-
plätze) war mindestens eine Wartezeit von zwölf Halbjahren für eine erfolgreiche 
Auswahl erforderlich.  
 
Im Auswahlverfahren der Hochschulen, in dem die übrigen 60 % der Plätze vergeben 
werden, ist die Auswahlgrenze aufgrund unterschiedlicher Auswahlkriterien je nach 
Hochschule unterschiedlich. Da die Hochschulen in dieser Quote neben der Durch-
schnittsnote noch weitere Auswahlkriterien heranziehen können (z. B. gewichtete 
Einzelnoten, Medizinertest, Berufsausbildung, Auswahlgespräche), lässt sich häufig 
keine konkrete Auswahlgrenze in Form einer Durchschnittsnote benennen. Dies gilt 
insbesondere, wenn an Hochschulen wie z. B. in Göttingen und Hannover Auswahl-
gespräche durchgeführt werden. Bei den Hochschulen, die auch in der 60-%-Quote 
ausschließlich nach Durchschnittsnote auswählten, ergab sich, dass im günstigsten 
Fall eine Durchschnittsnote von 1,5 bzw. 1,6 noch für eine Zulassung ausreichte.  
 
Die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber auf einen Studienplatz in Medizin bun-
desweit betrug im WS 2010/11 40 419 auf 8 634 Studienplätze. Für die niedersäch-
sischen Hochschulen kamen im WS 2010/11 4 363 Bewerberinnen und Bewerber auf 
405 Studienplätze.  
 
Zu 3:  
Vor dem Hintergrund der eingangs erfolgten Klarstellung begrüßt die Landesregie-
rung den Vorstoß des Dekans der UMG ausdrücklich. Grundsätzlich sind im Rahmen 
einer Aussetzung von Wehr- und Zivildienst zusätzliche Vorkehrungen zu treffen. 
Hierzu wurden bereits Gespräche zwischen Bund und Ländern sowie innerhalb Nie-
dersachsens zwischen Hochschulleitungen und Ministerium für Wissenschaft und 
Kultur aufgenommen. Der Hochschulausschuss der Kultusministerkonferenz hat sich 
bereits mit der Frage der Folgen einer Aussetzung der Wehrpflicht ab 2011 befasst 
und die Kommission Statistik gebeten, die Prognose der Studienanfängerinnen und -
anfänger, Studierenden und Hochschulabsolventinnen und -absolventen bis 2020 zu 
überarbeiten. Eine Staatssekretärsarbeitsgruppe von Bund und Ländern wird noch 
im November die Ergebnisse der überarbeiteten Prognose beraten. Bei den Überle-
gungen wird zu berücksichtigen sein, dass die Größe des quantitativen Effekts stark 
von der noch vorzunehmenden Ausgestaltung alternativer Angebote (attraktives so-
ziales Jahr, Bildungsangebote der größenmäßig noch zu bestimmenden Bundeswehr 
etc.) abhängig ist. Eine hinlänglich belastbare Prognose über die Zahl möglicher Stu-
dienanfängerinnen und -anfänger besteht noch nicht. 


